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Hochbau beim Land NÖ 2012 bis 2014

Zusammenfassung
Das Land NÖ investierte in den Jahren 2012 bis 2014 insgesamt rund
957 Millionen Euro in unterschiedliche Hochbauten, beispielsweise Büro-
gebäude, Landeskliniken, Landespflegeheime, Kinder- und Jugendbe-
treuungseinrichtungen, Schulen, Sportstätten, Museen, Kulturbauten,
Forschungszentren, Anlagen für Straßen und Bahnen oder Tierheime. Um
den Wert und die Nutzfunktion dieser Gebäude zu sichern, waren die
Bauwerke samt deren Ausstattung instand zu halten.
Die jährlichen Ausgaben betrugen durchschnittlich rund 319 Millionen
Euro und umfassten Neu-, Zu- und Umbauten sowie Instandsetzungen
(ohne nach dem NÖ Landeswohnbauförderungsgesetz und dem NÖ Schul-
und Kindergartenfondsgesetz geförderte Bauten) bei Gesamtkosten der
umfassten Vorhaben von rund 2,77 Milliarden Euro, die sich über einen
mehrjährigen Zeitraum erstreckten. Diese Investitionen verbesserten die
bauliche Infrastruktur und trugen zu Wirtschaftswachstum und Beschäfti-
gung bei.

Beiträge zu Wachstum und Beschäftigung
Die Wirkungen auf Wachstum und Beschäftigung werden mit �Multiplika-
toren� gemessen, welche � verschiedenen Studien zufolge � beim öffentli-
chen Hochbau zwischen 1,7 und 2,9 liegen. Demnach lassen Investitionen
im Hochbau von einer Milliarde Euro das Bruttoinlandsprodukt langfristig
um fast drei Milliarden Euro wachsen. Der entsprechende Beschäftigungs-
multiplikator zwischen 1,5 und 2,1 besagt, dass pro 1.000 Erwerbstätigen
500 bis 1.100 weitere Personen beschäftigt werden. Die fiskalischen Effek-
te, insbesondere in Form von Steuereinnahmen, fließen vor allem dem
Bund zu, während das Land NÖ die Kosten trägt.

Organisation
13 Abteilungen des Amtes der NÖ Landesregierung führten Hochbauten
durch, wobei die Abteilungen Finanzen F1, Gebäudeverwaltung LAD3 und
Landeshochbau BD6 sowie externe Unternehmungen Dienstleistungen für
andere Abteilungen erbrachten.
Die Abwicklung von Hochbauten bei den Landeskliniken erfolgte in enger
Zusammenarbeit zwischen der NÖ Landeskliniken-Holding (und deren
Entscheidungsgremien) sowie den Abteilungen Landeskrankenanstalten
und Landesheime GS7 und Sanitäts- und Krankenanstaltenrecht GS4.
Außer dem Amt der NÖ Landesregierung waren noch der Gewerbliche
Berufsschulrat und mit dem Land NÖ verbundene Gesellschaften wie die
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ecoplus. Niederösterreichs Wirtschaftsagentur GmbH (ecoplus.) und die
Niederösterreichische Verkehrsorganisationsges.m.b.H. (NÖVOG) mit der
Errichtung bzw. Instandsetzung von Hochbauten befasst.

Dienstanweisung �Hochbauvorhaben�
Diese Dienstanweisung galt seit April 2010 für alle Abteilungen des Amtes
der NÖ Landesregierung. Der Anwendungsbereich erstreckte sich auf die
Errichtung und die Förderung von Hochbauten ab Errichtungskosten von
1,5 Millionen Euro (ohne Umsatzsteuer). Das betraf 81 Hochbauten des
Landes NÖ mit geschätzten Gesamtkosten von rund 2,57 Milliarden Euro.
Davon entfielen 51 Prozent auf Neubauten, 49 Prozent auf Um- und Zu-
bauten sowie Instandsetzungen. An rund 89 Prozent dieser Bauvorhaben
wirkte die Abteilung Landeshochbau BD6 als Dienstleister mit.
Die Dienstanweisung �Hochbauvorhaben� war nicht auf die 408 kleineren
Hochbauten des Landes NÖ mit Gesamtkosten von rund 95 Millionen Euro
anzuwenden. Das betraf zu 52 Prozent Neubauten und zu 48 Prozent Um-
und Zubauten sowie Instandsetzungen. Dennoch wirkte die Abteilung
Landeshochbau BD6 an 16 Prozent dieser Hochbauten als Dienstleister
mit. Auch für die 33 Hochbauten, die außerhalb der Landesverwaltung
durchgeführt wurden, galt die Dienstanweisung nicht. Die Gesamtkosten
dieser Hochbauten betrugen 103 Millionen Euro, wovon 93 Millionen Euro
auf 16 Hochbauten mit Errichtungskosten über 1,5 Millionen Euro und
rund zehn Millionen Euro auf 17 kleinere Hochbauten entfielen.
Die Dienstanweisung enthielt das in der Landesverwaltung vorhandene
spezifische Fachwissen und die langjährige Erfahrung mit der Abwicklung
von Hochbauvorhaben. Daher war es zweckmäßig, deren Inhalte auch
außerhalb der Landesverwaltung zu beachten bzw. bei der Abwicklung von
Hochbauten eine einheitliche Vorgangsweise zu fördern.

Baukosten, Planungs- und Nebenleistungen
Mit 83 Prozent hatten die Baukosten den höchsten Anteil an den Errich-
tungskosten, wobei die Bandbreite zwischen 75 und 92 Prozent lag.
Im Mittel entfielen 12 Prozent der Errichtungskosten auf Planungsleistun-
gen, Gutachten und Beratungen. Die Bandbreite betrug sieben bis 17 Pro-
zent. Der durchschnittliche Anteil der Nebenleistungen, insbesondere für
Bewilligungen, Abnahmen, Anschlussgebühren, Versicherungen, Schlecht-
wettermaßnahmen, Bodenproben und sonstige Untersuchungen an den
Errichtungskosten betrug 1,7 Prozent, bei einer Bandbreite von 0,4 bis
5,7 Prozent.
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Finanzierung
Die 81 Hochbauten des Landes NÖ mit Errichtungskosten über
1,5 Millionen Euro wurden zu 83 Prozent mit Leasing, zu acht Prozent
direkt aus dem Landeshaushalt, zu vier Prozent durch die NÖ Landesim-
mobiliengesellschaften und der Rest über die Landesimmobiliengesell-
schaften oder durch Forderungseinlösung finanziert.
Bei den landesnahen Unternehmen wurden alle 16 großen Hochbauten
über Eigen- und verschiedene Fremdmittel finanziert.
Die Finanzierung der 408 kleinen Hochbauten des Landes NÖ mit Errich-
tungskosten unter 1,5 Millionen Euro erfolgte zu 90 Prozent aus dem
Landeshaushalt, zu sieben Prozent durch Leasing und zu drei Prozent in
anderer Form.
Die 17 kleinen Hochbauten der landesnahen Unternehmen wurden zu
80 Prozent durch Eigen- und Fremdmittel sowie zu 20 Prozent durch
Gesellschafterzuschüsse des Landes NÖ finanziert.
Die Dienstanweisung �Hochbauvorhaben� gliederte die Abwicklung von
Hochbauten in zwei Schemen sowie in die fünf Phasen Entwicklung � Vor-
bereitung � Planung � Ausführung � Nachbetreuung, an deren Ende jeweils
eine Entscheidung (Meilenstein) zu treffen war.
Gemäß Schema 1 war nach der Entwicklungsphase die Projektfreigabe und
je nach Höhe der Gesamtkosten der Grundsatzbeschluss der NÖ Landesre-
gierung oder des NÖ Landtags zu erwirken. Fast 95 Prozent der Hochbau-
ten des Landes NÖ mit Errichtungskosten über 1,5 Millionen Euro wurden
so abgewickelt. Schema 2 galt als Ausnahme für komplexe Hochbauten mit
geringem Standardisierungsgrad und verschob den Grundsatzbeschluss in
die Planungsphase. Es wurde nur bei einem Hochbauvorhaben angewendet.

Projektaufträge
Schriftliche Projektaufträge lagen bei 83 Prozent der Hochbauten des
Landes NÖ mit Errichtungskosten über 1,5 Millionen Euro und bei rund
der Hälfte der kleineren Bauvorhaben vor (bezogen auf die Anzahl der
Bauvorhaben). In der Abteilung Landeshochbau BD6 erging für kleinere
Bauvorhaben ein �schriftlicher Arbeitsauftrag�.
Außerhalb der Landesverwaltung wurden bei Errichtungskosten über
1,5 Millionen Euro in 81 Prozent der Fälle schriftliche Projektaufträge er-
teilt.
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Projektleitung
Die Projektleitung von größeren Hochbauten des Landes NÖ wurde zu
95 Prozent von internen Projektteams wahrgenommen, die sich aus Ver-
tretern der kreditverwaltenden Dienststelle, des Nutzers und der Abteilung
Landeshochbau BD6 zusammensetzten. Lediglich bei fünf Projekten war
die Projektleitung an private Unternehmen vergeben.
Die kleineren Hochbauten wurden von einer Person geleitet, meist aus der
Abteilung Landeshochbau BD6.
Die Projektsteuerung bereitete die Entscheidungen für die Projektleitung
auf oder traf diese im Rahmen ihres Auftrags selbst. Für Hochbauten des
Landes NÖ mit Errichtungskosten über 1,5 Millionen Euro bestand bei
rund der Hälfte der Vorhaben eine externe Projektsteuerung.
Darauf wurde bei weniger komplexen Hochbauten vermehrt verzichtet und
diese Aufgabe von der Projektleitung selbst wahrgenommen.

Begleitende Kontrolle, Projektcontrolling
Das Projektcontrolling nahm im Projektteam grundsätzlich die Abteilung
Landeshochbau BD6 wahr. Bei sehr komplexen Projekten wurde zusätzlich
eine �Begleitende Kontrolle� durch einen externen Auftragnehmer einge-
setzt. Eine solche externe Begleitende Kontrolle wiesen 20 Prozent der
Hochbauten des Landes NÖ mit Errichtungskosten über 1,5 Millionen
Euro auf, in erster Linie bei der Abteilung Gebäudeverwaltung LAD3 und
außerhalb der Landesverwaltung bei ecoplus.

Die NÖ Landesregierung informierte in ihrer Stellungnahme vom
8. März 2016 zu den Empfehlungen des Landesrechnungshofs über
die dazu bereits getroffenen oder geplanten Maßnahmen.
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1. Prüfungsgegenstand
Das Land NÖ errichtet, erhält, betreibt und fördert in und außerhalb des
Amtes der NÖ Landesregierung sehr unterschiedliche Hochbauten, beispiels-
weise Verwaltungsgebäude, Museen und andere Kulturbauten, Landesklini-
ken, Landespflegeheime, landwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen, ge-
werbliche Berufsschulen, Sonderschulen, Kinder- und Jugendbetreuungszen-
tren, Sportstätten, Fachhochschulen, universitäre Einrichtungen, Tierheime,
Industrie-, Technologie- und Forschungszentren, hochbauliche Anlagen für
Straßen, Bahnen und Bergbahnen.
Der Landesrechnungshof führte daher die vorliegende Querschnittsprüfung
durch, um den Umfang der vielfältigen Hochbauinvestitionen des Landes NÖ
und der Organisation des Hochbauwesens in den Jahren 2012 bis 2014 struk-
turiert darzustellen. Ziel war, den NÖ Landtag über die vielfältigen Hochbau-
investitionen und deren Abwicklung beim Land NÖ sowie � vor dem Hinter-
grund des Finanzausgleichs � über deren (gesamtstaatlichen) Wirkungen auf
Wachstum und Beschäftigung zu informieren. Einzelne Vorhaben wurden
dabei nicht vertieft überprüft.
Die Querschnittsprüfung umfasste alle Hochbauten des Landes NÖ und der
mit dem Land NÖ verbundenen Gesellschaften sowie geförderte Hochbauten,
jedoch ohne die nach dem NÖ Landeswohnbauförderungsgesetz 1977 aus
Mitteln des �Wohnbauförderungsfonds für das Bundesland Niederösterreich�
und die nach dem �NÖ Schul- und Kindergartenfondsgesetz� geförderten
Hochbauten.
Der Bericht ist grundsätzlich in einer geschlechtergerechten Sprache verfasst.
Einzelne Bezeichnungen, die � um die Übersichtlichkeit zu erhöhen und die
Lesbarkeit zu vereinfachen � nur in einer Geschlechtsform verwendet werden,
umfassen Frauen und Männer gleichermaßen.

2. Prüfungsmethode
Der Landesrechnungshof führte bei folgenden Stellen des Amtes der
NÖ Landesregierung sowie bei folgenden mit dem Land NÖ verbundenen
Gesellschaften, welche Hochbauten abwickeln, Erhebungen durch:
§ Abteilung Gebäudeverwaltung LAD3
§ Abteilung Finanzen F1
§ Abteilung Feuerwehr und Zivilschutz IVW4
§ Abteilung Kunst und Kultur K1, Abteilung Wissenschaft und Forschung

K3, Abteilung Schulen K4
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§ Abteilung Landwirtschaftliche Bildung LF2
§ Abteilung Sport WST5
§ Abteilung Wasserbau WA3
§ Abteilung Naturschutz RU5
§ Abteilung Sanitäts- und Krankenanstaltenrecht GS4, Abteilung Landes-

krankenanstalten und Landesheime GS7
§ Abteilung Landeshochbau BD6
§ Abteilung Straßenbetrieb ST2
§ Gewerblicher Berufsschulrat (GBSR)
§ NÖ Landeskliniken-Holding (LKNOE)
§ Landesimmobiliengesellschaften (LIG1 und LIG2)
§ ecoplus. Niederösterreichs Wirtschaftsagentur GmbH mit ihren Tochterge-

sellschaften TFZ Technologie- und Forschungszentrum Wiener Neustadt
GmbH, TFZ Technologiezentrum Tulln GmbH, ecoplus Immobilien GmbH,
TFZ Technologie- und Forschungszentrum Wieselburg-Land GmbH, Bio-
technologiezentrum Krems GmbH, Höhentrainingszentrum Hochkar
GmbH, Reidl Hotel und Gastronomie Errichtungs-Gesellschaft m.b.H

§ Niederösterreichische Verkehrsorganisationsges. m.b.H. (NÖVOG)
Um die einheitliche Erfassung der Hochbauten sicherzustellen, erstellte der
Landesrechnungshof eine Erhebungstabelle (Excel-Datei) und einen Fragebo-
gen. Dabei unterschied er zwischen Hochbauten mit Errichtungskosten unter
1,5 Millionen Euro und solchen mit Errichtungskosten größer gleich bzw.
über 1,5 Millionen Euro. Diese Unterscheidung grenzt auch den Geltungsbe-
reich der Dienstanweisung �Hochbauvorhaben� ab.
Die gesetzlichen Bestimmungen ließen bei vielen Hochbauten einen Vorsteu-
erabzug zu. Im Bericht wurden die tatsächlichen Ausgaben angegeben.

3. Gebarungsumfang
Das Land NÖ investierte in den Jahren 2012 bis 2014 insgesamt rund
956,78 Millionen Euro in unterschiedliche Hochbauten. Die durchschnittli-
chen jährlichen Ausgaben betrugen rund 318,93 Millionen Euro und umfass-
ten Neu-, Um- und Zubauten sowie Instandsetzungen (ohne nach dem NÖ
Landeswohnbauförderungsgesetz und dem NÖ Schul- und Kindergarten-
fondsgesetz geförderte Bauten). Die Anzahl der Hochbauten, deren Gesamt-
kosten und Finanzierung sowie die Projektarten stellten sich wie folgt dar:
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Tabelle 1: Gebarungsumfang zu den Hochbauten

Anzahl der Hochbauten 2012 bis 2014 522

 davon Hochbauten des Landes NÖ 489

 davon Hochbauten landesnaher Unternehmen 33

Gesamtkosten der Hochbauten in Euro 2.769,54 Millionen

 davon Land NÖ in Euro 2.666,92 Millionen

 davon landesnahe Unternehmen in Euro 102,62 Millionen

Finanzierung der Hochbauten des Landes NÖ

 Landeshaushalt in Euro / in Prozent der Gesamtkosten 287,71 Millionen / 11 %

 Sonderfinanzierung 2.379,21 Millionen / 89 %

Finanzierung der Hochbauten landesnaher Unternehmen

 Eigen und verschiedene Fremdmittel 100,72 Millionen / 98 %

 Gesellschafterzuschüsse 1,90 Millionen / 2 %

Projektarten Land NÖ und landesnahe Unternehmungen

 Anzahl der Neubauten / Anteil an den Gesamtkosten in Prozent 103 /50 %

 Anzahl der Um- und Zubauten / Anteil an den Gesamtkosten in
Prozent

122 / 46 %

 Anzahl der Instandsetzungen / Anteil an den Gesamtkosten in
Prozent

297 / 4 %

Die Gesamtkosten aller umfassten Hochbauten, die entweder vor dem Prü-
fungszeitraum 2012 bis 2014 begonnen wurden bzw. im Prüfungszeitraum
und darüber hinaus abgeschlossen wurden, betrugen rund 2.769,54 Millionen
Euro, wovon 2.666,92 Millionen Euro das Land NÖ und 102,62 Millionen
Euro die landesnahen Unternehmen betrafen.
Die Hochbauten des Landes NÖ wurden zu rund elf Prozent aus dem Landes-
haushalt finanziert bzw. zu 89 Prozent sonderfinanziert.
Die Mittel für die größeren Hochbauten über 1,5 Millionen Euro brachte die
Abteilung Finanzen F1 überwiegend über Sonderfinanzierungen wie Leasing,
Forderungseinlösung oder über eine der Landesimmobiliengesellschaften auf.
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Die landesnahen Unternehmen wie Niederösterreichische Verkehrsorganisa-
tionsges.m.b.H. (NÖVOG) oder ecoplus. Niederösterreichs Wirtschaftsagentur
GmbH finanzierten ihre Hochbauten nur zu einem Prozent aus Eigenmitteln
bzw. zu 99 Prozent aus Fremdmitteln

Finanzierung der großen Hochbauten
Die 81 Hochbauten des Landes NÖ mit Errichtungskosten über 1,5 Millionen
Euro wurden zu 83 Prozent mit Leasing, zu acht Prozent direkt aus dem Lan-
deshaushalt, zu vier Prozent durch die NÖ Landesimmobiliengesellschaften
und der Rest über die Landesimmobiliengesellschaften oder durch Forde-
rungseinlösung finanziert.
Bei den landesnahen Unternehmen wurden alle 16 großen Hochbauten über
Eigen- und verschiedene Fremdmittel finanziert.

Finanzierung der kleinen Hochbauten
Die Finanzierung der 408 kleinen Hochbauten des Landes NÖ mit Errich-
tungskosten unter 1,5 Millionen Euro erfolgte zu 90 Prozent aus dem Landes-
haushalt, zu sieben Prozent durch Leasing und zu drei Prozent in anderer
Form.
Die 17 kleinen Hochbauten der landesnahen Unternehmen wurden zu
80 Prozent durch Eigen- und Fremdmittel sowie zu 20 Prozent durch Gesell-
schafterzuschüsse des Landes NÖ finanziert.

Beiträge zu Wachstum und Beschäftigung
Die Investitionen in den Hochbau verbesserten die bauliche Infrastruktur und
trugen zu Wirtschaftswachstum und Beschäftigung bei.
Die Wirkungen auf Wachstum und Beschäftigung werden mit so genannten
�Multiplikatoren� gemessen, welche � verschiedenen Studien und Betrach-
tungszeiträumen zufolge � beim öffentlichen Hochbau eine Bandbreite zwi-
schen 1,7 (kurzfristig) und 2,9 (langfristig) aufweisen. Demnach lassen Inves-
titionen im Hochbau von einer Milliarde Euro das Bruttoinlandsprodukt
langfristig um fast drei Milliarden Euro wachsen. Der entsprechende Beschäf-
tigungsmultiplikator liegt zwischen 1,5 und 2,1. Er besagt, dass pro 1.000
Erwerbstätigen 500 bis 1.100 weitere Personen beschäftigt werden. Die fiska-
lischen Effekte, insbesondere in Form von Steuereinnahmen, fließen dabei vor
allem dem Bund zu, während das Land NÖ die Kosten trägt.
(Die Studien der Joanneum Research Forschungsgesellschaft mbH Graz �Österrei-
chische Beschäftigungs- und Wertschöpfungsmultiplikatoren� und �Beschäfti-
gungsmultiplikatoren und die Besetzung von Arbeitsplätzen in Österreich � Endbe-
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richt� geben die Multiplikatoren für Investitionen in Wohnbau und sonstige Bauten
mit 1,7 (kurzfristig) und mit 2,9 (langfristig) an.
Das Gutachten des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung
�Multiplikator- und Beschäftigungseffekte von Bauinvestitionen. Endbericht - Juni
2011�,  gibt  die  Multiplikatoren  für  den  öffentlichen  Hochbau  mit  1,80  und  unter
Berücksichtigung von indirekten bzw. induzierten Wirkungen auf Nachfrage und
Einkommen mit 2,39 und für die dazugehörigen Beschäftigungseffekte mit 1,48 und
1,96 an.
Das OeNB-Jubiläumsfondsprojekt �Kosten und Konsequenzen der Verhinderung
und Verzögerung von Infrastrukturprojekten in Österreich 1976 � 2006� der
WIWIPOL Arbeitsgemeinschaft für wissenschaftliche Wirtschaftspolitik, besagte,
dass 100 Millionen Euro Investitionen im Hochbau pro Jahr 1.800 Beschäftigte
bewirkten.
Die Studie des Wirtschaftsforschungsinstituts �Auswirkungen der Bauinvestitionen
des  BIG  Hochbaus  auf  Wachstum  und  Beschäftigung�  weist  unter  anderem  den
Bund als Hauptnutznießer von projektbezogenen Steuereinnahmen aus.
Kurzmann, R./Aumayr, Ch.: Österreichische Beschäftigungs- und Wertschöpfungs-
multiplikatoren (2007), Joanneum Research Forschungsgesellschaft mbH Graz �
Wien, Institut für Technologie- und Regionalpolitik
Diese Studien sind im Internet aufrufbar.
Die an der Donau-Universität Krems erstellte Studie von Falb, Gerfried/Ledl Ru-
pert �Beschäftigungseffekte öffentlicher Bauvorhaben in Niederösterreich� � April
2010  ergab  eine  Bandbreite  zwischen  5,7  und  8,2  unselbständig  Beschäftigten  je
Million Euro Bauproduktion für Neubautätigkeit. Im Bereich von Umbauarbeiten
ergab sich ein statistischer Ansatz von rund 8,3 unselbständig Beschäftigten je
Million Euro Bauproduktion. Für die indirekten Beschäftigungseffekte gab die
Statistik Multiplikatoren zwischen 1,5 (Niederösterreich) und 2,1 (Österreich) an.
Daraus  resultierte  für  jeden  Arbeitsplatz  in  der  Baubranche  zusätzlich  ein  halber
bzw. ganzer Arbeitsplatz.)

4. Rechtliche Grundlagen
Für die Abwicklung von Hochbauten des Landes NÖ galten eine Reihe von
Landesgesetzen und Verordnungen sowie Dienstanweisungen.

4.1 Landesgesetze und Verordnungen
Wesentliche rechtliche Grundlagen für Hochbauten im Prüfungszeitraum
waren:
§ NÖ Bauordnung 1996 und NÖ Bautechnikverordnung 1997 sowie die

NÖ Bauordnung 2014
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§ NÖ Gebäudeenergieeffizienzverordnung 2008, welche mit 1. Februar 2015
mit dem In-Kraft-Treten der NÖ Bauordnung 2014 aufgehoben wurde.

§ NÖ Kulturförderungsgesetz 1996, wonach grundsätzlich ein Prozent der
voraussichtlichen Gesamtkosten von Bauvorhaben des Landes NÖ für die
Förderung von Kunst im öffentlichen Raum bereitzustellen war.

§ NÖ Aufzugsordnung 1995, LGBl 8220 und NÖ Aufzugs-Durchführungsver-
ordnung 1995, (NÖ AUDV 1995), LGBl 8220/1

§ NÖ Bediensteten-Schutzgesetz 1998 (NÖ BSG 1998), LGBl 2015
§ Verordnung über die Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung

4.2 Dienstanweisungen, Vorschriften, Normen
Maßgebliche Dienstanweisungen, Vorschriften und Normen waren
§ Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ Landesregierung, welche die Orga-

nisation des Amtes in Gruppen und Abteilungen sowie deren Aufgaben
festlegt

§ Dienstanweisung �Hochbauvorhaben� vom 14. April 2010 bzw. 29. Okto-
ber 2013 samt �Richtlinie: Projektmanagement für Hochbauvorhaben im
Land NÖ� und praktischen Musterbeilagen

Mit der Dienstanweisung und der Richtlinie erhielten alle davon umfassten
Dienststellen des Landes NÖ eine zweckmäßige Grundlage für die einheitliche
und effiziente Abwicklung von Hochbauten (demnach Neu-, Um- und Zubau-
ten sowie Instandsetzungen von Gebäuden) sowie für die Förderung von
Hochbauten Dritter. Die Dienstanweisung galt für Hochbauten des Landes
NÖ mit mehr als 1,5 Millionen Errichtungskosten sowie für geförderte Hoch-
bauten, die das Land NÖ in nicht rückzahlbarer Form mit mindestens 1,5
Millionen Euro bzw. 50 Prozent der Errichtungskosten förderte. Die Aufgaben
und Zuständigkeiten der kreditverwaltenden Abteilungen blieben unberührt.
Für die landesnahen Gesellschaften bestanden keine vergleichbaren Vorgaben.
Einzelne Bestimmungen der Dienstanweisung �Hochbauvorhaben�, die für die
Abwicklung von Hochbauten relevant sind, werden im Punkt 7. Bauprojektor-
ganisation dargestellt.
§ Dienstanweisung �Öffentlichkeitsarbeit auf Baustellen�, welche die Ver-

wendung des Niederösterreich-Logo für Projekte vorsieht, die mit Landes-
mitteln finanziert werden.

§ Vorschrift �Finanzierungen�, welche zwischen einer Budget- bzw. Direktfi-
nanzierung und verschiedenen Sonderfinanzierungen unterschied.
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§ Vorschriften �Ausschreibungsunterlagen, Kostenvergütung� sowie �Auf-
tragsvergabe, Anwendung der ÖNORM A2050� bis 20. August 2014.

§ Vorschrift �Vergabe öffentlicher Aufträge�, welche mit 28. August 2014 die
Vorschriften �Auftragsvergabe, Zuverlässigkeitsprüfung� und �Auftrags-
vergabe, Bekanntmachung, Internet� ablöste.

§ Vorschrift �Straßenbauabteilungen, Agenden, Aufgaben�
§ Vorschrift �Hochbauliche Betriebsanlagen des NÖ Straßendienstes�
§ Vorschrift �Energietechnische Maßnahmen für Landesobjekte� (aufgeho-

ben mit 16. Dezember 2014) sowie
§ �Pflichtenheft Energieeffizienz für NÖ Landesgebäude� mit seinem An-

hang �Wärmeversorgung für NÖ Landesgebäude� und die Vorschrift
�Energiebuchhaltung für NÖ Landesgebäude�

Die Vorschriften �Pflichtenheft Energieeffizienz für NÖ Landesgebäude� und
�Energiebuchhaltung für NÖ Landesgebäude� treffen Regelungen derselben
Materie. Daher wäre es zur Verwaltungsvereinfachung zweckmäßig, die bei-
den Vorschriften zusammenzufassen.

Ergebnis 1
Die Vorschriften �Pflichtenheft Energieeffizienz für NÖ Landesge-
bäude� und �Energiebuchhaltung für NÖ Landesgebäude� sollten zu
einer Vorschrift zusammengefasst werden.

Stellungnahme der NÖ Landesregierung:
Das Pflichtenheft �Energieeffizienz und Nachhaltigkeit� sieht die energetischen und
technischen Standards bei Neu-, Zu- und Umbauten, aber auch Sanierungen von
Hochbauten  des  Landes  vor.  In  der  Vorschrift  �Energiebuchhaltung  für  Landesge-
bäude� sind die Details zur Führung der Energiebuchhaltung in Landesgebäuden im
laufenden Betrieb geregelt. Nachdem die Inhalte und Schwerpunkte der Dokumente
hinsichtlich Errichtung und Betrieb unterschiedlich sind, bringt eine Zusammenfas-
sung beider Dokumente keine Vorteile. Jedoch ist in der kürzlich überarbeitenden
Vorschrift �Energiebuchhaltung für Landesgebäude� im Punkt �Anforderungen bei
energierelevanten ˜nderungen� die verpflichtende Anwendung des Pflichtenheftes
�Energieeffizienz und Nachhaltigkeit� definiert worden.

˜ußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich:
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.
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§ Vorschrift �Verwendung von Naturstein�
Diese Vorschrift aus dem Jahr 2001 legt die Verwendung von Naturstein im
Hochbau, Straßenbau und Wasserbau nahe. Nach Angabe der verschiedenen
bauführenden Abteilungen hatte die Vorschrift wenig bis keine praktische
Auswirkung und konnte ohne Nachteil für die Landesverwaltung aufgehoben
werden.
Dieser Empfehlung wurde im Zuge der Prüfung bereits entsprochen.

5. Zuständigkeiten
Die Zuständigkeiten bzw. die Entscheidungsbefugnisse waren wie folgt gere-
gelt:

5.1 NÖ Landtag
Der NÖ Landtag beschloss am 5. Dezember 1990, dass für Hochbauvorhaben
des Landes NÖ mit Errichtungskosten von mehr als 3,6 Millionen Euro nach
der Projektentwicklung die grundsätzliche Genehmigung des NÖ Landtags
einzuholen und nach Vorliegen der Endabrechnung ein Schlussbericht vorzu-
legen ist. Dem NÖ Landtag als Träger der Budgethoheit sind dabei folgende
Unterlagen vorzulegen:
§ Technische Beschreibung der Projektziele (Qualitäten, Quantitäten, Kos-

ten, Termine) gemäß ÖNORM B 1801-1/2009, Gesamtkostenübersicht
und Finanzierungsrechnung (Finanzierungskosten)

Der Schlussbericht ist mit folgenden Informationen vorzulegen:
§ Genehmigte Gesamtkosten, Endabrechnungsbeträge, Laufzeit der Finan-

zierung sowie den Landeshaushalt belastende Jahresraten

5.2 NÖ Landesregierung
Auf Grund der Verordnung über die Geschäftsordnung der NÖ Landesre-
gierung oblagen die Angelegenheiten des Hochbaus Landeshauptmann
Dr. Erwin Pröll sowie dem jeweils fachlich zuständigen Mitglied der NÖ Lan-
desregierung.
Gemäß § 4 Abs 1 Z 17b der Geschäftsordnung der Landesregierung war die
Vergabe von Lieferungen und Leistungen über 170.000 Euro ohne Umsatz-
steuer der kollegialen Beratung und Beschlussfassung durch die Landesregie-
rung vorbehalten, die somit auch die entsprechenden Zuschlagsentscheidun-
gen zu treffen hatte.
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6. Aufgabenbereiche

6.1 Amt der NÖ Landesregierung
Insgesamt waren 13 Abteilungen mit Hochbauten befasst. Sie beanspruchten
dafür Leistungen der Abteilungen Landeshochbau BD6, Gebäudeverwaltung
LAD3 und Finanzen F1 sowie der Landesimmobiliengesellschaften.

Abteilung Landeshochbau BD6
Der Abteilung Landeshochbau BD6 oblagen gemäß der Dienstanweisung
�Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ Landesregierung� die Angelegenhei-
ten des Hochbaus des Landes.
Im Rahmen ihrer Aufgaben wie Projektentwicklung, Projektmanagement,
Projektleitung und Projektcontrolling erbrachte sie für Neu-, Um- und Zubau-
ten sowie Instandsetzungen von Gebäuden im Einzelnen folgende Leistungen:
§ Projektentwicklung (Ausnahme NÖ Landeskliniken)
§ Durchführung von Vergabeverfahren
§ Durchführung von (Architektur-)Wettbewerben
§ Planungsleistungen
§ Örtliche Bauaufsicht
§ Projektleitung
§ Projektsteuerung
§ baufachliche Beratung für kreditverwaltende Dienststellen
Auf diese Art wirkte sie bei der Abwicklung von Hochbauten mit bzw. über-
nahm sie einzelne Leistungen insbesondere für folgende Stellen:
§ Abteilung Feuerwehr und Zivilschutz IVW4
§ Abteilung Wissenschaft und Forschung K3
§ Abteilung Schulen K4
§ Abteilung Landwirtschaftliche Bildung LF2
§ Abteilung Sport WST5
§ Abteilung Naturschutz RU5
§ Abteilung Gesamtverkehrsangelegenheiten RU7
§ Abteilung Sanitäts- und Krankenanstaltenrecht GS4
§ Abteilung Landeskrankenanstalten und Landesheime GS7
§ Gewerblicher Berufsschulrat

' Architekturbüro Macho
Landesjugendheim Allentsteig
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§ Niederösterreichische Verkehrsorganisationsges.m.b.H.
§ NÖ Landeskliniken-Holding
Weiters erstellte sie im Zuge der Förderung von Pflichtschul- und Kindergar-
tenbauten der Gemeinden Sachverständigengutachten und Projektbegutach-
tungen. Bei Bedarf wurde die Abteilung Landeshochbau BD6 auch für andere
Dienststellen des Landes NÖ und für mit dem Land NÖ verbundene Gesell-
schaften tätig.

Abteilung Gebäudeverwaltung LAD3
Der Abteilung Gebäudeverwaltung LAD3 oblagen die �Angelegenheiten der
Landesgebäudeverwaltung, soweit diese keiner anderen Abteilung zugewiesen
sind�. Die Abteilung Gebäudeverwaltung LAD3 war demnach kreditverwal-
tende Dienststelle für die Errichtung und Instandsetzung von Gebäuden der
Bezirkshauptmannschaften und des Regierungsviertels St. Pölten. Außerdem
wickelte die Abteilung Gebäudeverwaltung LAD3 für die Abteilung Kunst und
Kultur K1 die Bau- und Instandsetzungsmaßnahmen für diverse Kulturbauten
ab. Auch für diesen Aufgabenbereich hatte die Abteilung Gebäudeverwal-
tung LAD3 die Funktion der kreditverwaltenden Dienststelle.
Die Abteilung Gebäudeverwaltung LAD3 wickelte zudem Bauvorhaben für
Dritte, zum Beispiel den Bund, ab, zumeist ohne die Abteilung Landeshochbau
BD6 beizuziehen. Die für die Entwicklung, Vorbereitung, Planung und Aus-
führung solcher Bauprojekte erforderlichen Ressourcen und Fachkenntnisse
kaufte die Abteilung Gebäudeverwaltung LAD3 überwiegend zu.
Wie bereits in seinen Berichten zum NÖ-Haus Krems 6/2011 und
7/2014 wies der Landesrechnungshof darauf hin, dass zwei Abteilun-
gen des Amtes der NÖ Landesregierung Hochbauten abwickelten. Die
Abteilungen waren gefordert, im Sinn der Geschäftseinteilung des
Amtes der NÖ Landesregierung und der Dienstanweisung �Hochbau-
vorhaben� zusammenzuwirken, um unwirtschaftliche Doppelgleisig-
keiten auszuschließen.

Abteilung Straßenbetrieb ST2, Straßenbauabteilungen
Der Abteilung Straßenbetrieb ST2 oblagen gemäß Geschäftseinteilung des
Amtes der NÖ Landesregierung unter anderem die Angelegenheiten der
(Straßen-)Hochbauten und des Facilitymanagements.
Gemäß der Vorschrift �Straßenbauabteilungen, Agenden, Aufgaben� war den
acht NÖ Straßenbauabteilungen innerhalb ihrer regionalen Zuständigkeit
unter anderem die �operative Abwicklung (Planung und Bau) von Neu-, Um-

' LAD3-GV
KLPU Krems
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